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RESOLUTION 61/29

Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 4. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/450, Ziff. 7)1.

61/29. Strafrechtliche Verantwortlichkeit von Bedien-
steten der Vereinten Nationen und Sachverstän-
digen im Auftrag der Vereinten Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/281 vom 29. März
2005, in der sie sich der Empfehlung in Ziffer 56 des Berichts
des Sonderausschusses für Friedenssicherungseinsätze2 an-
schloss, der Generalsekretär solle den Mitgliedstaaten der Ver-
einten Nationen einen umfassenden Bericht über die Frage der
sexuellen Ausbeutung und des sexuellen Missbrauchs in Frie-
denssicherungseinsätzen der Vereinten Nationen vorlegen, 

feststellend, dass der Generalsekretär am 24. März 2005
dem Präsidenten der Generalversammlung einen Bericht sei-
nes Beraters in Fragen der sexuellen Ausbeutung und des se-
xuellen Missbrauchs durch Friedenssicherungspersonal der
Vereinten Nationen3 übermittelte,

unter Hinweis auf ihre Resolution 59/300 vom 22. Juni
2005, in der sie sich der Empfehlung des Sonderausschusses
für Friedenssicherungseinsätze4 anschloss, es solle eine Grup-
pe von Rechtssachverständigen eingerichtet werden, um Rat
zu erteilen, wie am besten sicherzustellen ist, dass die ur-
sprüngliche Absicht der Charta der Vereinten Nationen ver-
wirklicht werden kann, wonach Bedienstete der Vereinten Na-
tionen und Sachverständige im Auftrag der Vereinten Natio-
nen niemals effektiv von den Folgen am Dienstort von ihnen
verübter Straftaten befreit noch ungerecht bestraft werden dür-
fen, im Einklang mit den Garantien eines ordnungsgemäßen
Verfahrens,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Gruppe von
Rechtssachverständigen, die der Generalsekretär nach Reso-
lution 59/300 eingesetzt hat5,

in der Überzeugung, dass die Vereinten Nationen diesbe-
züglich energische und wirksame Schritte unternehmen müs-
sen,

1. beschließt, einen allen Mitgliedstaaten der Vereinten
Nationen beziehungsweise den Mitgliedern der Sonderorgani-
sationen oder der Internationalen Atomenergie-Organisation
offen stehenden Ad-hoc-Ausschuss einzusetzen, der den Be-
richt der Gruppe von Rechtssachverständigen, insbesondere
seine rechtlichen Aspekte, prüfen soll;

2. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss
vom 9. bis 13. April 2007 zusammentreten wird;

3. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss
die erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, da-
mit er seine Arbeit erledigen kann;

4. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalver-
sammlung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Tätig-
keitsbericht vorzulegen;

5. beschließt, den Punkt „Strafrechtliche Verantwort-
lichkeit von Bediensteten der Vereinten Nationen und Sach-
verständigen im Auftrag der Vereinten Nationen“ in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer zweiundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 61/30
Verabschiedet auf der 64. Plenarsitzung am 4. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/451, Ziff. 8)6.

61/30. Stand der Zusatzprotokolle zu den Genfer Ab-
kommen von 1949 über den Schutz der Opfer be-
waffneter Konflikte

Die Generalversammlung,
unter Hinweis auf ihre Resolutionen 32/44 vom 8. Dezem-

ber 1977, 34/51 vom 23. November 1979, 37/116 vom 16. De-
zember 1982, 39/77 vom 13. Dezember 1984, 41/72 vom
3. Dezember 1986, 43/161 vom 9. Dezember 1988, 45/38 vom
28. November 1990, 47/30 vom 25. November 1992, 49/48
vom 9. Dezember 1994, 51/155 vom 16. Dezember 1996,
53/96 vom 8. Dezember 1998, 55/148 vom 12. Dezember
2000, 57/14 vom 19. November 2002 und 59/36 vom 2. De-
zember 2004, 

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs7, 
mit Dank an die Mitgliedstaaten und das Internationale Ko-

mitee vom Roten Kreuz für ihre Beiträge zu dem Bericht des
Generalsekretärs,

in Bekräftigung des bleibenden Wertes der geltenden hu-
manitären Regeln für bewaffnete Konflikte und der Notwen-
digkeit, diese Regeln unter allen in den einschlägigen völker-
rechtlichen Übereinkünften erfassten Umständen bis zu der

1 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter Liechtensteins im Namen des Präsidiums im Ausschuss vorge-
legt.
2 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session,
Supplement No. 19 (A/59/19/Rev.1), erster Teil, Kap. III, Abschn. D.
3 Siehe A/59/710.
4 Siehe Official Records of the General Assembly, Fifty-ninth Session,
Supplement No. 19 (A/59/19/Rev.1), zweiter Teil, Kap. II, Abschn. N.
5 Siehe A/60/980. 

6 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Äthiopien, Australien,
Belarus, Belgien, Belize, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Chi-
na, Dänemark, Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehema-
lige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi,
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Island, Italien, Jordanien,
Kambodscha, Kanada, Kenia, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen,
Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mexiko, Moldau, Monaco, Mongolei,
Namibia, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Nigeria, Norwegen,
Österreich, Peru, Polen, Portugal, Rumänien, Russische Föderation,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Slowakei, Sloweni-
en, Spanien, Südafrika, Swasiland, Trinidad und Tobago, Tschechische
Republik, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Republik Tan-
sania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland und Zy-
pern.
7 A/61/222 und Add.1.




